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Die Tagung versuchte zwei Forschungsfelder zu
verknüpfen, die (zumindest in Deutschland) bisher
meist getrennt voneinander behandelt worden sind.
Obwohl gerade in Ostmitteleuropa häufig ethni-
sche Strukturen mit sozialen zusammenfielen und
dies natürlich auch Einfluss auf die Prozesse der
Nationsbildung im 19. Jh., aber auch auf die Po-
litik der neuen Nationalstaaten ab 1918 ausüb-
te, konzentrierten sich Forschungen zur Nationa-
litätenpolitik und zu Nationalitätenkonflikten bis-
lang meist auf Bereiche wie Schul- und Sprachen-
politik, also auf den Bereich der „Kulturkämp-
fe“. Wirtschaftspolitische Maßnahmen wurden zu-
meist unter einem rechtshistorischen oder macht-
politischen Blickwinkel, also etwa als Verhand-
lungsmasse im Rahmen einer Do ut des - Politik,
betrachtet. Die Geschichte der Wirtschaftspolitik
Mittel- und Osteuropas hat ihrerseits zwar den zu-
nehmenden Staatsinterventionismus seit dem En-
de des 19. Jahrhunderts („ordnungspolitische Wen-
de“) beleuchtet, bei der Suche nach den Ursachen
jedoch regionale Disparitäten viel weniger beach-
tet als etwa die „soziale Frage“ - Forschungsergeb-
nisse über die Nationalitätenpolitik wurden zudem
nur marginal berücksichtigt.

Das Konzept des Workshops sah vor, dass sich
jeweils zwei Referenten mit einer von fünf aus-
gewählten Regionen beschäftigen und dabei den
Schwerpunkt auf Wechselwirkungen zwischen re-
gionaler Wirtschafts- und Nationalitätenpolitik le-
gen sollten. Leider konnten drei vorgesehene Re-
ferenten aus verschiedenen Gründen nicht teilneh-
men, so dass nur über die Slowakei innerhalb
Ungarns (Nordungarn) (Kaposi und Holec) sowie
über die polnischen Provinzen Preußens (Müller
und Kowal) jeweils zwei Vorträge gehalten wur-
den. Uwe Müller (Frankfurt/Oder) führte kurz in
das Thema ein, indem er die Forschungslage skiz-
zierte, Gemeinsamkeiten und Unterschiede der un-
tersuchten Fälle benannte und als wichtigste Dis-
kussionsfelder die Bedeutung nationalitätenpoliti-
scher Intentionen für Ziele, Intensität und Instru-
mentenwahl regionalpolitischer Ansätze im Rah-

men der staatlichen Wirtschaftspolitik fixierte.
Franz Baltzarek (Wien) sprach über „Zentralis-

tische und föderalistische Aspekte der Wirtschafts-
politik am Beispiel Galiziens“, wobei er zunächst
ausführlich die im 18. und frühen 19. Jh. wirken-
den Ursachen für die ökonomische Rückständig-
keit Galiziens behandelte. Nach dem Ausgleich
von 1867 versuchte der „Polen-Klub“ im cisleitha-
nischen Reichsrat mit wechselndem Erfolg, Mit-
tel zur wirtschaftlichen Stärkung nach Galizien zu
leiten. Schwerpunkte dieser Anträge waren - ne-
ben den Forderungen nach Notstandsunterstützun-
gen in Folge von Hochwasserschäden und Miss-
ernten - in erster Linie der Bau von Eisenbahnli-
nien, Wasserstraßen und Hochwasserdämmen so-
wie die Errichtung staatlicher Gymnasien und die
bessere Dotierung der Universitäten in Lemberg
und Krakau. Das „Ministerium für Galizien“ ver-
fügte nur über wenig Einfluss und hatte vor allem
kein eigenes Budget. Seit den 1890er Jahren exis-
tierten zwar Pläne, in Galizien eine nach ungari-
schem Vorbild funktionierende Industrieförderung
aufzubauen. Diese scheiterten aber schon am Wi-
derstand der industriellen Interessengruppen sowie
am Desinteresse der Wiener Bürokratie, die wirt-
schaftsfördernde Maßnahmen auf das Kleingewer-
be und die Landwirtschaft konzentrierte. Die ga-
lizische Selbstverwaltung (Landesausschuss) war
wegen des Fehlens eines horizontalen Finanzaus-
gleichs zu schwach, um eine eigenständige wir-
kungsvolle Infrastruktur- und Industriepolitik zu
betreiben. Regionalpolitik beschränkte sich daher
entweder auf Notstandsmaßnahmen oder erfolgte
aus militärischen, staatserhaltenden oder föderalis-
tisch pazifizierenden Motiven.

Zoltán Kaposi (Pécs) sprach über „Die staatli-
che Wirtschaftspolitik und die ethnischen Minder-
heiten in Ungarn (1867-1918)”. Er sah in der un-
garischen Infrastruktur- und Industrieförderungs-
politik einen wesentlichen Grund für die Integra-
tion des Wirtschaftsraumes, das allgemeine Wirt-
schaftswachstum und die Industrialisierung des
Landes. Zwar waren die Strukturen eindeutig auf
das Budapester Zentrum ausgerichtet. Außerdem
erhielten die Städte der von Minderheiten bewohn-
ten Gebiete weniger Fördermittel aus dem Staats-
haushalt, so dass ihre Entwicklung im Vergleich
zu den Städten der inneren Gebiete zurückblieb.
Dennoch entwickelten sich auch hier Ansätze einer
modernen bürgerlichen Kultur. Von den Staatsin-
vestitionen in das Eisenbahnnetz profitierten auch
die meist von den nationalen Minderheiten be-
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wohnten Peripherien. Insgesamt konnte der Rück-
stand der Peripherien seit der Jahrhundertwende
verringert werden.

Roman Holec (Bratislava) bestätigte in seinem
Vortrag über die „ungarische Wirtschaftspolitik bis
1914 aus der Sicht der Nationalitäten“ die von
Kaposi aufgezeigten Grundtendenzen von Wirt-
schaftsentwicklung und Wirtschaftspolitik. Vor al-
lem aus technologischen Gründen wirkte sich die
zunehmende Integration des Gebietes der späte-
ren Slowakei in den das Königreich Ungarn um-
fassenden Wirtschaftsraum auf die dortige Hütten-
industrie negativ aus. Holec wies allerdings dar-
auf hin, dass die praktizierte Industriepolitik we-
niger die Regionen insgesamt, aber durchaus die
Einwohner innerhalb dieser Gebiete diskriminier-
te, wobei die Nationalität das wichtigste Entschei-
dungskriterium darstellte. Auf dem Gebiet der spä-
teren Slowakei unterlagen insbesondere die slowa-
kischen Banken und Genossenschaften Kontrollen
und Restriktionen der Budapester Zentrale.

Uwe Müller (Frankfurt-Oder) untersuchte in
seinem Beitrag die Bedeutung wirtschaftspoliti-
scher Motive und Maßnahmen im Rahmen der
sog. Polenpolitik Preußens seit 1871 sowie den
Stellenwert nationalitätenpolitischer Motive für
den Beginn regionalpolitisch motivierter Umver-
teilungspolitik. Die nationalistische Ansiedlungs-
politik förderte zunächst das primär wirtschafts-
und gesellschaftspolitisch orientierte Konzept der
inneren Kolonisation. Dies änderte sich nach der
Jahrhundertwende durch die staatlichen Maßnah-
men gegen die polnische Parzellierungstätigkeit.
Dennoch war die Siedlungspolitik bei der Verände-
rung der Betriebsgrößenstruktur erfolgreicher als
bei der Umverteilung des nationalen Besitzstan-
des. Eisenbahnbaupolitik und Dotationsgesetzge-
bung waren eindeutig auf eine Beseitigung des
West-Ost-Gefälles gerichtet, wobei nationalitäten-
politische Motive allenfalls eine zweitrangige Rol-
le spielten. Die im Rahmen der Polenpolitik durch-
geführten Maßnahmen zur wirtschaftlichen und
kulturellen Hebung bewirkten zwar einen Trans-
fers von Einkommen in die betroffenen Ostprovin-
zen (Ostmarkenzulage) und legten einige Grund-
lagen für ein späteres Wirtschaftswachstum (Bil-
dungseinrichtungen). Da sie jedoch in erster Linie
darauf zielten, die Abwanderung der Deutschen zu
stoppen und sich in ihrer konkreten Durchführung
an nationalen und nicht an ökonomischen Effek-
ten orientierten, können sie nicht als Beginn ei-
ner „modernen“ Regionalpolitik angesehen wer-

den. Dies galt schon eher für die ebenfalls auf eine
„Stärkung des Deutschtums“ zielenden Versuche
der „Industrialisierung des Ostens“, die allerdings
scheiterten.

Stefan Kowal (Poznan) stimmte insbesonde-
re bei der Bewertung der sogenannten Hebungs-
politik mit Müller überein. Er zog in seinem
Vortrag über „Ökonomische und soziale Kos-
ten der Nationalitätenpolitik im preußischen Tei-
lungsgebiet 1871 - 1914“ eine negative ökonomi-
sche Bilanz der preußischen Politik. So begüns-
tigte die Ansiedlungspolitik Bodenspekulationen,
und der Aufbau national getrennter Güterkreisläu-
fe als Folge der Boykottbewegungen verringerte
die volkswirtschaftliche Effizienz. Kowal wies zu-
dem mit Hilfe sozialstatistischer Daten nach, dass
die zeitgenössische Publizistik und teilweise auch
die Historiografie aus verschiedenen Gründen die
Entwicklung des polnischen Mittelstandes über-
schätzte. Wirtschaftsfördernde Effekte preußischer
Politik sah er vor allem im primären Sektor, etwa
durch Entwicklung des landwirtschaftlichen Bil-
dungswesens, durch die Förderung von Meliora-
tionen usw.

In dem regional- und nationalpolitischen Pro-
blemen der Zwischenkriegszeit gewidmeten zwei-
ten Tagungsabschnitt referierte zunächst Werner
Benecke (Göttingen) über die Motive, Möglich-
keiten und Grenzen der polnischen Gesellschafts-
politik in den Kresy. Zur Zeit der Zweiten Polni-
schen Republik existierten keine ernst zu nehmen-
den öffentlichen Investitionsmaßnahmen in den
Kresy. Die Region war und blieb eine Agrarregi-
on, die zum großen Teil Subsistenzwirtschaft be-
trieb. Allerdings verfolgte der Staat seit Gründung
der Republik das Konzept einer Landreform, das in
mehreren Schritten die strukturellen Nachteile der
Landwirtschaft in den Kresy zu überwinden such-
te. Dabei sollten die Auflösung von unklaren Be-
sitzverhältnissen, die Ablösung von Servituten und
die Bereinigung von Gemengelagen die Landwirt-
schaft der Ostgebiete modernisieren; erst in einem
sehr viel späteren und inhaltlich nachgeordneten
Prozess umfasste dieses Reformkonzept auch die
Lösung der Eigentumsfrage. Nationalitätenpoliti-
sche Überlegungen spielten nach Beneckes Auf-
fassung für die Politik in den Kresy generell nur
eine allenfalls zweitrangige Rolle oder blieben in
ihren Auswirkungen, wie etwa bei der Ansiedlung
ausgedienter Soldaten, begrenzt. Die Warschauer
Zentrale hat ihre Kresy-Politik letztlich immer in
erster Linie als Teil nationaler Sicherheitspolitik
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gesehen.
Im letzten Beitrag beschäftigte sich Ludovit

Hallon (Bratislava) mit der „Infrastrukturpolitik
des tschechoslowakischen Staates in der Slowakei
1918 - 1938“. Er machte deutlich, dass frühzeitig
in allen wichtigen Bereichen Entwicklungspläne
zur Integration des neuen Wirtschaftsraumes sowie
zur Verringerung des West-Ost-Gefälles bestan-
den. Während insbesondere im Schiffsverkehr und
bei der Elektrifizierung relativ rasch Erfolge erzielt
werden konnten, erwies sich die Errichtung eines
den Erfordernissen der neuen Volkswirtschaft ent-
sprechenden Eisenbahnnetzes als sehr langwieri-
ges Unterfangen. Die aus den Eisenbahntarifen re-
sultierenden hohen Transportkosten waren ein we-
sentlicher Standortnachteil für viele slowakische
Unternehmen und wurden daher ein wichtiges Ar-
gument innerhalb der Kritik in der slowakischen
Öffentlichkeit an der Politik der Prager Zentrale.

Alle Beiträge wurden in einer oft lebhaften De-
batte und auch unter vergleichender Perspektive
diskutiert. Es wird Aufgabe des Herausgebers sein,
in einem einleitenden Beitrag der geplanten Publi-
kation diese Sichtweise deutlich zu machen. Dabei
wird aus der Betrachtung der hier behandelten fünf
Beispiele von Intentionen und zum Teil auch Aus-
wirkungen zentralstaatlicher Wirtschaftspolitik in
von ethnischen Minderheiten bewohnten, relativ
rückständigen Regionen zu entwickeln sein, inwie-
weit die nationale Problematik konstitutiv für An-
sätze einer modernen Regionalpolitik in den Staa-
ten Ostmitteleuropas war. Die Tagung hat deut-
lich gemacht, dass die Nationalitätenprobleme re-
gionalpolitische Interventionen eher gefördert ha-
ben. Retardierende Momente bildeten dabei neben
dem eingeschränkten Repertoire wirtschaftspoliti-
scher Instrumentarien und den begrenzten finanzi-
ellen Möglichkeiten der öffentlichen Hände die in
Teilen der Ministerialbürokratie durchaus vorhan-
denen liberalen Auffassungen vom Verhältnis zwi-
schen Staat und Wirtschaft. Einflussfaktoren stell-
ten aber auch die Wirkung von agrarischen Interes-
sengruppen, Industriekartellen sowie militärstrate-
gischen Überlegungen dar. Trotz dieser Einschrän-
kungen kann wohl konstatiert werden, dass im spä-
ten 19. und frühen 20. Jh. der Ausgleich regionaler
Disparitäten zunehmend als wichtige Aufgabe des
Staates gesehen wurde, wobei es nicht zuletzt dar-
um ging, Nationalitätenprobleme zu „lösen“.

Für die geplante Publikation wären als Ergän-
zungen bzw. Korrekturen der Beiträge der Herren
Baltzarek, Hallon und Benecke noch deutschspra-

chige Beiträge zu folgenden Themen willkommen.
1. Die Wirtschaftspolitik Wiens in Galizien aus

der Perspektive Galiziens (1867-1914)
2. Die Wirtschaftspolitik der Tschechoslowakei in
der Slowakei (1918-1938)
3. Regionale Wirtschaftspolitik in den Kresy wäh-
rend der II. Republik
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